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An den Grossen Rat 19.5131.03 
 

 
FD/P195131 
 
Basel, 31. Mai 2023 
 
Regierungsratsbeschluss vom 30. Mai 2023 
 
 
 

Anzug Tanja Soland und Konsorten betreffend «Einführung einer 
Gesamtstratege in der Korruptionssensibilisierung und -bekämp-
fung» 
 
Der Grosse Rat hat an seiner Sitzung vom 2. Juni 2021 vom Schreiben des Regierungsrates Kennt-
nis genommen und dem Antrag des Regierungsrates folgend den nachstehenden Anzug Tanja 
Soland und Konsorten betreffend «Einführung einer Gesamtstrategie in der Korruptionssensibili-
sierung und –bekämpfung» stehen lassen und dem Regierungsrat zum erneuten Bericht überwie-
sen: 

 
„Transparency International (Schweizer Sektion der globalen Bewegung Transparency International) 
definiert Korruption als "Missbrauch anvertrauter Macht zu privatem Nutzen". Korruption soll stärker 
bekämpft werden, da diese weitreichende negative gesellschaftliche und wirtschaftliche Auswirkun-
gen hat. Korruption schwächt das Vertrauen in staatliche Institutionen und gefährdet die Grundlagen 
der Demokratie, sie untergräbt den Rechtsstaat und führt zur Verschwendung öffentlicher Ressour-
cen. Zudem sorgt Korruption für Ineffizienz sowie für höhere Kosten und fördert unethisches Verhal-
ten. Dies sind nur einige der negativen Konsequenzen, welche Transparency International auflistet. 
Dabei betrifft Korruption nicht nur den strafrechtlichen Aspekt von Machtmissbrauch zu privatem Nut-
zen wie Bestechung und Vorteilsannahme, sondern auch die sogenannte Vetternwirtschaft (auch Filz 
oder Günstlingswirtschaft). Bei dieser wird Macht zu privatem Nutzen in Form von privilegierten Bezie-
hungen missbraucht. 
Transparency International forderte 2018 den Bundesrat und Parlament auf, endlich ein wirkungsvol-
les und unabhängiges Anti-Korruptionsgremium zu schaffen, um die Korruptionsbekämpfung in der 
Schweiz zu verbessern. Am 28.02.2019 veröffentlichten sie zudem einen Bericht zum Lobbyismus in 
der Schweiz und präsentierte einen Katalog mit zehn Verbesserungsmassnahmen (Zusammenfas-
sung und Forderungen; abrufbar unter: https://transparency. ch/publikationen/lobbying-in-der-schweiz-
verdeckter-einfluss-heikle-verflechtungen-privilegierter-zugang/). Dabei sei es zum Beispiel wichtig, 
dass gerade beim Beizug von externen Experten alle möglichen Interessengruppen berücksichtigt 
werden. Weiter benötigt es griffige Regeln beim Umgang mit jeglicher Art von Geschenken oder sons-
tigen Vergünstigungen. Korruptionsprävention und -bekämpfung ist jedoch nicht nur ein Thema auf 
Bundesebene sondern auch auf kantonaler Ebene. 
Durch einzelne negative Vorkommnisse von Mandatsträgerlnnen, Verwaltungsangestellten oder Poli-
tiker/innen wird das Vertrauen der Bevölkerung in die Institutionen nachhaltig getrübt. Daher ist es 
notwendig, dass die Regierung sich stärker in der Korruptionsprävention und -bekämpfung engagiert. 
Die Regierung soll mehr Wert auf die Sensibilisierung legen und mehr Transparenz (u.a. in der Le-
giferierung) schaffen. 
Wichtig ist, dass die Führungskräfte aller Verwaltungsebenen und die ausgegliederten Einheiten bzw. 
Beteiligungen glaubhaft hinter einer Anti-Korruptionsstrategie stehen und dies auch in vielfältiger 
Weise kommunizieren. Es braucht ein klares Bekenntnis seitens des Regierungsrates, mit einer ent-
sprechenden Sensibilisierung und Anweisung auf der Führungsebene (Handlungsanweisungen und 
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Richtlinien). Zudem soll geprüft werden, ob ein Compliance Management System für die Sicherstel-
lung der Einhaltung von Gesetzen und internen Weisungen eingeführt werden kann. Damit soll ein 
allgemeines Bekenntnis zur Integrität verbunden werden. 
Die Unterzeichneten fordern den Regierungsrat auf, zu prüfen und zu berichten wie eine Gesamtstra-
tegie in der Korruptionsbekämpfung eingeführt werden kann, welche Massnahmen und Instrumente 
zur Prävention und Bekämpfung von Korruption beinhaltet. Dabei soll auch geprüft werden, inwiefern 
ein Compliance Management System in der Verwaltung sinnvoll wäre. 

Tanja Soland, Christian von Wartburg, David Jenny, Beda Baumgartner, Katja Christ, Thomas Gander, 
Balz Herter, Joël Thüring, Jürg Stöcklin, Danielle Kaufmann, Beat Leuthardt, Sebastian Kölliker, Pascal 
Pfister, Sarah Wyss, Olivier Battaglia“ 

 
Wir berichten zu diesem Anzug wie folgt: 

1. Ausgangslage 

Das allgemeine Bewusstsein, dass Korruption Staat, Gesellschaft und Wirtschaft schwer schädigt 
und deshalb umfassend bekämpft werden muss, hat in den letzten Jahren stark zugenommen und 
ist heute unbestritten. Die Anzugstellenden fordern, dass sich der Regierungsrat stärker in der Kor-
ruptionsprävention und –bekämpfung im Bereich der Regierungs- und Verwaltungsführung enga-
giert.  
Mit Schreiben vom 12. Mai 2021 hat der Regierungsrat dem Grossen Rat berichtet, dass auch er 
ein Interesse an hoher Transparenz und Sensibilisierung auf diese Thematik hat. Entsprechend hat 
er die Verwaltung beauftragt, im Rahmen einer Gesamterhebung bestehende Instrumente der Kor-
ruptionsbekämpfung aufzuzeigen, gestützt darauf Risikobereiche zu identifizieren, allfällige Lücken 
zu eruieren und bei festgestelltem Handlungsbedarf gezielte Massnahmen zu empfehlen 
(19.5131.02). 

2. Zwischenbericht 

Inzwischen konnten die Daten für die Standortbestimmung erhoben werden. Diese Gesamterhe-
bung war sehr umfangreich und hat mehr Zeit in Anspruch genommen als erwartet. Neben der 
Prüfung der bestehenden Vorgaben, wurden eine umfangreiche Online-Befragung durchgeführt 
und gezielte Interviews geführt. Derzeit ist die Verwaltung daran, die Ergebnisse auszuwerten. Da-
bei wird sie von Transparency International Schweiz begleitet und unterstützt. Der Regierungsrat 
erwartet die Berichterstattung bis Ende 2023. 

3. Antrag 

 
Aufgrund dieses Berichts beantragen wir, den Anzug Tanja Soland und Konsorten betreffend «Ein-
führung einer Gesamtstrategie in der Korruptionssensibilisierung und -bekämpfung» stehen zu las-
sen. 
 
 
 
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt 

  
Beat Jans 
Regierungspräsident 

Barbara Schüpbach-Guggenbühl 
Staatsschreiberin 
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